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Schorm, 
Justizangestellter
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

III ZH 143/65 URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Gisela A M H I H H i  ? ?
Ili mli i iiJBB 1 1 11 11 1 h’rbin des früheren Klägers,des Bundesbahn-QberSekretärs Heinrich

Klägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

die Bundesrepublik D e u t s c h l a n d  , 
vertreten durch die Bundesvermögensstelle

Beklagte und Revisionobeklagte,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof und Dr o
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Der HI» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 27«» November 196? 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm 
sowie der Bundesrichter Dr, Beyer, Dr<> Hußla, Gähtgens 
und Keßler

für Hecht erkannt«

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
13» Zivilsenats des Oberlandesgerichts Frank­
furt (Main) mit dem Sitz in Darmstadt vom 
22«, April 1965 wird zurückgewiesen.

Die Kosten des Revisionsrechtszuges hat die 
Klägerin zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Das im Eigentum des Vaters der Klägerin stehen­
de , im Grundbuch von 4 H H H B  Band Bl» H B  ein~ 
getragene Grundstück Flur 20 Flurstück 41 in einer 
Grüße von 5 065 qm wurde im Jahre 1953 von der ame­
rikanischen Besatzungsmacht neben anderen Grundstücken 
für den Bau der Lincoln-Siedlung in Anspruch genommen.

Durch Beschluß des Regierungspräsidenten in DflB- HBi vom 18, Juni 1959 wurde das Grundstück nach dem 
Landbeschaffungsgesetz vom 23* Februar 1957 - BGBl 1,
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134 - (im folgenden:LBeschG) zugunsten der Beklagten 
enteignet. Der Teil A des Beschlusses wurde rechts­
kräftig und die Mitteilung über die Unanfechtbarkeit 
des Teils A des Enteignungsbeschlusses wurde dem Va­
ter der Klägerin am 23» Dezember 1959 zugestellt«
Im Teil B wurde die Enteignungsentschädigung auf 
16 384 DM festgesetzte Die BnteignungsbehÖrde betrach­
tete die gesamte Enteignungsfläche als Rohbauland und 
legte der Entschädigung einen Quadratmeterpreis von 
6 DM zugrunde«

Mit seiner der Beklagten am 4» Februar I960 zu­
gestellten Klage hat der Vater der Klägerin eine höhe­
re Entschädigung«, und zwar schließlich Uber die als­
bald nach Zustellung des Enteignungsbeschlusses ge­
zahlte Entschädigung hinaus weitere 9 DM je qm der ent- 
eigneten Grundstücksfläche, insgesamt 27 576 IW nebst 
Zinsen, verlangt« Hierzu hat er vorgetragen: Der Verkehrs* 
wert des Grundstücks betrage mindestens 20 DM je qm, da 
es sich um ein überaus günstiges Baugelände in Stadt­
nähe handele« Schon im Jahre 1948 habe die Firma Far- 
ben-Krauth für ein Grundstück in der dortigen Gegend 
6,50 DM/qm und im Jahre 1959 9 DM/qm bezahlt« Der Ar­
chitekt Böhm habe im Jahre 1959 Bauplätze in der Lud­
wigshöh- und Paul-Wagner-Straße für 19 DM/qm an Käu­
fer vermittelt. Verschiedene Makler hätten Grundstücke 
in der Nähe zu Preisen zwischen 30 IM und 60 DM/qm 
angeboten«

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage gebeten 
und geltend gemacht: Das gesamte Gelände südlich der
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Noackstraße, zu dem auch das enteignete Grundstück ge­
höre, sei nicht erschlossen gewesen und habe als pri­
vates Baugelände wegen der notwendigen außerordentlich 
hohen Erschließungskosten nicht in Betracht kommen 
können« Die von dem Vater der Klägerin genannten Ver­
kauf sf alle könnten zum Vergleich nicht herangezogen 
werden, da es sich um erschlossene, als Bauland ausge­
wiesene Bauplätze handele«

Das Bandgericht hat die Klage abgewiesen« Hierge­
gen hat der Vater der Klägerin Berufung eingelegt« Wäh­
rend des Berufungsverfahreno ist er verstorben« An sei­
ner Stelle ist die Klägerin als seine Alleinerbin in 
den Prozeß eingetreten« Sie hat ein Gutachten des öf­
fentlich bestellten und vereidigten Schätzers und Sach­
verständigen für Grundstücksbewertungs- und Preisfra­
gen Willy vorgelegt? der den gemeinen Wert
des Grundstücks auf 11 IM/qm schätzt, und hat zuletzt 
beantragt, die Beklagte zur Zahlung einer angemesse­
nen weiteren Entschädigung, hilfsv/eise zur Zahlung von 
27 576 DM nebst 5 # Zinsen seit dem 5* Mai 1955 zu ver­
urteilen«

Das Berufungsgericht hat die Berufung zurückge­
wiesen«

Mit der Revision verfolgt die Klägerin den zu­
letzt gestellten Klageantrag weiter« Die Beklagte bit­
tet, die Revision zurüokzuweisen«
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Entscheidungsgründe:

I»

Für die Bemessung der Enteignungs ent Schädigung 
stellt das Berufungsgericht hinsichtlich der wertbil­
denden Faktoren - der "Qualität” des enteigneten Grund­
stücks - auf den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Grund­
stücks durch die amerikanischen Besatzungsstreitkräfte 
im Jahre 1953 abo Das ist der richtige Ausgangspunkt»
Denn während nach § 17 Abs» 3 LBeschG für die Bemes­
sung der Entschädigung grundsätzlich der Zustand des 
Grundstücks in dem Zeitpunkt maßgebend ist, in dem der 
Enteignungsbeschluß erlassen wird, ist gemäß § 64 Abo» 4 
LBeschG in den Fällen einer vorzeitigen Besitzeinweisung, 
wie sie hier vorliegt, der Zustand des Grundstücks in 
dem Zeitpunkt zugrunde zu legeh, in dem die Besitzein­
weisung wirksam wird» Diese Bestimmungen des Landbe­
schaffungsgesetzes halten sich im nahmen des Art» 14 GG 
und entsprechen den von der Rechtsprechung entwickel­
ten allgemeinen Rechtsgrundsätzen zur Enteignungsent- 
Schädigung (vgl» insbesondere BGHZ 39 > 198, 201)»

Unter Würdigung der damals gegebenen Verhältnisse 
und der Lage des Grundstücks kommt das Berufungsgericht 
in Übereinstimmung mit dem Gutachterausschuß zu dem 
Ergebnis, daß das enteignete Grundstück in dem maßge­
benden Zeitpunkt insgesamt zwar den Charakter von ”Roh- 
bauland" gehabt habe* qualitätsmäßig aber dem Ackerland 
noch wesentlich näher gestanden habe als baureifem Land»
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Das Berufungsgericht führt hierzu im wesentlichen aus: 
Nach dem damals geltenden Flächennutzungsplan vom 
15° Januar 1949 und dem Baugebietsplan vom 19» Febru­
ar 1949 sei der kleinere«, nördlich der geplanten Ver­
längerung des Haardtrings gelegene Teil des Grund­
stücks als Wohngebiet ausgewiesen gewesen«, während 
der sich nach Süden anschließende größere Teil zu ei­
nem landwirtschaftlich und gärtnerisch zu nutzenden 
Gebiet gehört habe, das nach den Plänen als Grünzone 
von jeder Bebauung habe freigehalten werden solleno 
Gleichwohl sei der Geschäftsverkehr bereits 1955 be­
reit gewesen, auch für den als landwirtschaftlieh und 
gärtnerisch zu nutzenden Teil einen etwas höheren Preis 
als für reines Ackerland zu zahlen, da er damit ge­
rechnet habe, daß die Stadt Darmstadt möglicherweise 
irgendwann einmal gezwungen sein könnte, die Planung 
zu ändern und das gesamte Grundstück zur Bebauung frei­
zugeben, nachdem die Bebauung von Norden her bis zu dor 
(etwa 200 m von dem nördlichen Teil des Grundstücks 
entfernt liegenden) Noackstraße vorgedrungen gewesen 
sei» Andererseits sei jedoch zu beachten, daß eine kon­
krete Aussicht auf Bebaubarkeit in absehbarer Zeit we­
der für den als Yfohngebiet ausgewiesenen nördlichen noch 
für den sich südlich anschließenden Teil des Grund­
stücks bestanden habe«, Zwar spiele insoweit die unglück­
liche Form des Grundstücks (schmales Handtuch) ange­
sichts der durch eine etwaige Umlegung zu erwartenden 
Korrektur keine Rolleo Abgesehen davon jedoch, daß vor 
einer Bebauung nicht nur des südlichen, sondern auch 
des nördlichen GrundstUcksteils zunächst der geplante 
(und bis heute nicht verwirklichte) Ausbau des Haardt-
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rings und der B 26 hätte in Angriff genommen werden 
müssen, habe einer Bebauung des gesamten Grundstücks 
vor allem der Umstand entgegengestanden, daß das nach 
Westen hin abfallende Gelände nur mit unverhältsnis- 
mäßig hohen Aufwendungen habe erschlossen werden kön­
nen, und nichts habe im Jahre 1953 dafür gesprochen, 
daß so hohe Kosten von deutscher Seite in den näch­
sten Jahren aufgebracht worden wären*

Die Bewertung der Grundstücksqualität durch das 
Berufungsgericht hält sich im Bahmen der bei der Be­
wertung werdenden Baulands zu beachtenden Grundsätze, 
die der erkennende Senat insbesondere in seinem in 
BGHZ 39 > 193 abgedruckten Urteil vom 8, November 1962 
- Ill ZB 86/61 - zusammengestellt hat; sie läßt auch 
sonst öinen Bechtsfehler zum Kachteil der Klägerin 
nicht erkennen* Die Bevision irrt mit ihrer Meinung, 
nach dem Gutachten des Gutachterausschusses vom 25« März 
1963 seien bereits im Zeitpunkt der Inanspruchnahme 
äußer dem nördlich der geplanten Verlängerung des Haardt 
rings gelegenen Teil 1*250 qm des sich hieran südlich 
anschließenden Grundstücksteils als reines Wohngebiet 
ausgewiesen gewesen, und diesen Umstand habe das Beru­
fungsgericht bei der Feststellung der Grundstücksquali­
tät werterhöhend berücksichtigen müssen» Der Gutachter- 
ausschuß hat festgestellt, daß die Ausweisung dieses 
(südlichen) Grundstücksteils als Wohngebiet durch den 
Baugebietsplan vom 7» April 1961 den tatsächlichen Ver­
hältnissen habe Bechnung tragen wollen, wie sie erst 
nach und auf Grund der Inanspruchnahme des südlich der 
geplanten Verlängerung des Haardtrings gelegenen Gebic-



tes durch die amerikanischen Besatzungsstreitkräfte 
geschaffen worden seien» Demgegenüber sei in den für 
die Bewertung maßgebenden Zeitpunkt der Inanspruch­
nahme nur der nördlich der geplanten Verlängerung des 
Haardtrings gelegene, bedeutend kleinere Grundstücks- 
teil Wohngebiet gewesen» Diese Ausführungen decken 
sich mit den Feststellungen des Berufungsgerichts»

Auch das von der Klägerin vorgelegte Gutachten 
dos Sachverständigen Wagenbach vom 17» Oktober 1963? 
das eine höhere qualitätsmäßige Einstufung des enteig- 
neten Grundstücks als “Bauland“ vorschlägt, geht irr­
tümlich davon aus, daß das Grundstück im Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme bereits mit über 40 i> in bestehendes 
Baugebiet eingezont gewesen sei» Dieser Irrtum hat of­
fenbar wesentlich das Ergebnis des Gutachtens, das für 
das enteignete Grundstück einen Quadratmeterpreis von 
11 DM ermittelt, beeinflußt, und das Berufungsgericht 
hat deshalb zu Recht dieses Gutachten nicht verwertet»

II o

Den für die Bestimmung der angemessenen Entschä­
digung zugrunde zu legenden Verkehrswert des enteigne- 
ten Grundstücks ermittelt das Berufungsgericht zutref­
fend nach den Preis- und Währungsverhältnissen, die bei 
der Zustellung des die Entschädigung festsetzenden Be­
schlusses der Enteignungsbehörde (3?eil B) an den Va­
ter der Klägerin Ende 1959 Vorgelegen haben, da die 
festgesetzte Entschädigung unstreitig alsbald nach dio-
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sem Zeitpunkt ausgezahlt worden isto

Dabei zieht das Berufungsgericht Vergleichsprei­
se aus mehr als 20 Verkaufsfällen benachbarter so­
wie anderer nach Lage und Beschaffenheit mit dem ent- 
eigneten Grundstück in etwa vergleichbarer Grund­
stücke heran, würdigt die Beweise, die von dem Landge­
richt zu den von der Klägerin behaupteten Verkaufsfäl- 
len erhoben worden sind, berücksichtigt ferner die 
Preisvorachläge, die in anderen, ebenfalls Grundstücke 
der Plur 20 betreffenden und mit dem Bau der Lincoln- 
Siedlung in Zusammenhang stehenden Enteignungsverfahren 
von den Betroffenen gemacht worden sind, und kommt auf 
dieser Grundlage in Übereinstimmung mit den Gutachten 
des Gutachterausschusses vom 21„ März 1963 und vom 
11o Dezember 1964 sowie der Enteignungsbehörde zu dem 
Ergebnis, daß der zu dem maßgebenden Zeitpunkt im ge­
wöhnlichen Geschäftsverkehr erzielbare Preis für das 
enteignete Grundstück nicht Über 6 3£t/qm gelegen habe»

Diese Schätzung, die gemäß § 287 ZPO tatricht er- 
liches Ermessen ist, kann im Revisionsverfahren auf 
entsprechende Rügen nur daraufhin nachgeprüft werden, 
ob sie auf grundsätzlich falschen oder offenbar unsach­
lichen Erwägungen beruht oder ob wesentliche, die Ent­
scheidung bedingende (Tatsachen außer acht gelassen wor­
den sind (BGHZ 3, 162, 175; 6, 62, 63)«, Dieser Hach- 
Prüfung hält das Berufungsurteil stand«

1 • Die von dem Berufungsgericht zur Ermittlung dos 
Bodenwertes angewandte Vergleichspreismethode ist in
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der Rechtsprechung anerkannt und ira vorliegenden Fall 
der zweckmäßigste Weg, um zu einer angemessenen Ent­
schädigung zu gelangen» Dem steht nicht entgegen, daß 
nach den Feststellungen des Berufungsgerichts Vergleichs- 
werte aus Verkäufen benachbarter Grundstücke aus der 
Flur 20 nur für die Zeit von 1951 bis Oktober 1958, 
also für einen vor dem maßgebenden Stichtag liegen­
den Zeitraum, vorhanden sind und Verkaufsfälle aus 
benachbarten Fluren (Flur 19 und 21} im Jahre 1959 
baureife Grundstücke betreffen, die nach den Ermittlun­
gen des Berufungsgerichts qualitätsmäßig höher zu be­
werten sind als die der Entschädigungsberechnung zu­
grunde zu legende Qualität des enteigneten Grundstücks»
Es wird nur selten möglich sein, solche Grundstücke 
zum Vergleich heranzuziehen, die dem zu schätzenden 
Grundstück in Beschaffenheit, Lage usw» so völlig 
gleich sind, daß ohne weiteres der für das Vergleichs- 
grundstück erzielte Preis auch als Preis für das zu 
schätzende Grundstück angenommen werden kann; in der 
Regel stehen nur Vergleichsgrundstücke zur Verfügung, 
die dem zu schätzenden Grundstück nicht in allem glei- 
chen» In einem solchen Fall ist die Vergleichspreis­
methode nicht etv/a unzulässig; vielmehr hat der Tat­
richter, notfalls gestützt auf die Sachkunde eines 
Sachverständigen, den Wert des enteigneten Grundstücks 
durch Preisvergleich unter Berücksichtigung der vor­
handenen Unterschiede zu ermitteln» Dieser Aufgabe ist 
das Berufungsgericht nachgekommen, indem es in Anleh­
nung an die Gutachten des Gutachterausschusses unter 
Berücksichtigung der Preisentwicklung im Raum Darm­
stadt die Vergleichspreise aus Verkäufen der Flur 20
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mit einem Zuschlag versehen und durch einen Abschlag 
von den zwischen 8 und 15 JM/qm liegenden Preisen 
der baureifen Grundstücke aus den Fluren 19 und 21 
dem Umstand Rechnung getragen hat, daß im vorlie­
genden Fall unerschlossenes, in absehbarer Zeit 
nicht bebaubares und daher noch dem Ackerland na­
hestehendes ,lRohbaulandH zu entschädigen ist» Dabei 
konnte das Berufungsgericht zu Hecht darauf verwei­
sen, daß nach der von dem Gutachterausschuß vorgeleg­
ten Kaufpreissammlung im Jahre 1959 für vergleichbare, 
ebenfalls am Rande der Stadt und in der Bähe einer 
Hauptverkehrsstraße gelegene Grundstücke mit Rohbau­
landqualität aus den Fluren 12, 15 und 14 Preise zwi­
schen 4 und 6 Efcl/qm, also erheblich weniger als für 
die baureifen Grundstücke der Flur 19 und 21, gezahlt 
worden sind» Das übersieht die Revision, wenn sie meint, 
das Berufungsgericht habe nur auf die unmittelbare Nach­
barschaft des enteigneten Grundstücks abgestellt und 
vergleichbare Verkaufspreise für das Jahr 1959 nicht 
ermitteln können«

2o Indem das Berufungsgericht für die Ermittlung der 
Enteignungsentschädigung Vergleichspreise für unbebau­
te Grundstücke aus der Zeit bis 1959 heranzieht, legt 
es seiner Schätzung Grundstückspreiso zugrunde, die von 
den Preisstoppbestimmungen beeinflußt worden sind« Die­
se Bestimmungen galten im Gegensatz zu der Meinung der 
Revision damals noch für unbebaute Grundstücke, also 
auch für das enteignete Grundstück, und sind erst 
mit Wirkung vom 30* Oktober I960 aufgehoben worden 
(§§ 185> 189 Abs« 1 BBauG)« Gemäß § 18 Abs« 4 LBesehG



finden nun allerdings die Preisvorschriften auf die 
Entschädigung nach dem LandbeSchaffungsgesetz keine 
Anwendungo Gleichwohl können im vorliegenden Pall 
die von den Preisstopphestimmungen beeinflußten Ver­
gleichspreise als Maßstab für die Berechnung des Ver­
kehr swerte3 des ent eigneten Grundstücks dienen,, Denn 
sie tragen dem Umstand Rechnung, daß für das enteig­
ne te Grundstück in dem für die Entschädigungsbereeh- 
nung maßgebenden Zeitpunkt ein freier Grundstücks­
markt nicht vorhanden war, vielmehr der im gewöhn­
lichen Geschäftsverkehr erzielbare Preis von den 
Preisbestimmungen beeinflußt wurde« Wie der erkennende 
Senat bereits in seinem Urteil vom 30« November 1959 
- Ill ZR 130/59 - BGHZ 31, 238, 243 näher ausgeführt 
hat, läßt sich deshalb im Hinblick auf den Begriff des 
gemeinen Wertes, nach dem gemäß § 18 Abs« 1 LBeschG 
die Entschädigung festzusetzen ist, eine Berücksich­
tigung der Preisvorschriften nicht vermeiden, da die­
ser Wert von der bestehenden Preisbindung abhängt« Al­
lerdings ist nicht der nach den Preisbestimmungen er- 
rechneto Höchstpreis, sondern stets derjenige Preis 
zugrunde zu legen, der sich auf dem Grundstücksmarkt 
unter bewußter Duldung der Preisbehörden für die mit 
dem enteigneten Grundbesitz vergleichbaren Grundstücke 
gebildet hat« Dieser “wirkliche11 Preis kommt nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts in den zum Ver­
gleich herangezogenen Grundstückspreisen ebenso zum 
Ausdruck wie in dem ermittelten Preis für das enteig­
nete Grundstück von 6 DM/qm« Damit stimmen auch die 
Ausführungen des Gutachterausschusses vom 12« August 
1963 überein, nach denen für baureifes Land in den
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Fluren 19 und 21 "bei einem Stoppreis von 6 IM/qm von 
der Preisbehörde im Jahre 1959 ein Zuschlag von max»
50 io gewährt worden ist, so daß das Berufungsgericht 
für qualitätsmäßig niedriger zu bewertendes Rohbau­
land ohne Baureife einen von der Preisbehörde gedulde­
ten Preis von 6 DM/qm annehmen konnte o •

3o Erfolglos rügt die Revision, daß das Berufungs­
gericht bei seinem Preisvergleich den Sachverhalt 
nicht erschöpfend gewürdigt und - teilweise unter über-- 
gehung von Beweisangeboten der Klägerin - verschiedene 
Verkaufsfälle vergleichbarer Grundstücke nicht beachtet 
habe •

Hach den Ausführungen des Gutachterausschusses 
in seinem Gutachten vom 11» Dezember 1964 ist im Jah­
re 1962 für östlich der Heidelberger Straße in der 
Flur 21 gelegenes, an die Ludwigshöh-Straße unmittel­
bar angrenzendes "Rohbauland" 14 DM/qm gezahlt worden» 
Das Berufungsgericht hat diesen Verkaufsfall ohne 
Rechtsfehler ersichtlich deshalb nicht berücksichtigt, 
weil es sich nach den Ausführungen des Gutachterausschus 
ses um einen Sonderfall (dringende Benötigung des Grund­
stücks für eine Schule) gehandelt hat» Abgesehen hier­
von steht dieser Verkaufsfall entgegen der Meinung der 
Revision den für 1959 anzustellenden Berechnungen dos 
Berufungsgerichts nicht notwendig entgegen, wenn be­
rücksichtigt wird, daß nach den Ausführungen des Gut­
achterausschusses sich die Preise für unbebaute Grund­
stücke nach Aufhebung der Stoppreise in der Zeit von 
I960 bis 1963 um 250 $ bis 450 $ erhöht haben»

}
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Bio Klägerin hatte in ihrem Schriftsatz* vom 
17° März 1965 unter Beweis gestellt, daß in dem Jah­
re 1960 bzWo 1964 Baugrundstücke am Paul-Wagner-Weg 
und an der Heidelberger Landstraße für 60 BM b2W»
80 BM/qm verkauft worden seien» Bas Berufungsgericht 
hat den Beweis zu Recht nicht erhoben, weil nach sei­
nen Feststellungen das enteignete Grundstück nach sei­
ner Qualität mit Baugrundstücken nicht verglichen 
werden kann«

Aus demselben Grund ist das Berufungsgericht 
den Behauptungen der Klägerin nicht weiter nachgegan­
gen, daß 1963 "Rohbauland" Am Haselberg für 35 HM/qm 
und 1964 "Rohbauland" in Eberstadt-Hordwest für 25 Kl 
bis 30 BM/qm verkauft worden sei, Benn abgesehen davon, 
daß es sich bei den in Betracht kommenden Grundstücken 
nach der von dem Gutachterausschuß vorgelegten Kauf­
preissammlung im Gegensatz zu dem enteigneten Grund­
stück um baureifes Land gehandelt hat, rühren beide 
Verkaufsfälle aus einer Zeit her, in welcher der im 
Jahre 1959 für unbebaute Grundstücke geltende Stop­
preis längst aufgehoben worden war, und die deshalb 
im Gegensatz zu dem enteigneten Grundstück an einer 
Preisentwicklung teilgenommen haben, die nach den Aus­
führungen des Gutachteraussohusses sehr unterschiedlich 
verlaufen ist, so daß mit den Grundstücken ein Preis­
vergleich nicht geführt werden kann»

4° Ohne Erfolg muß schließlich die Rüge der Revi­
sion bleiben, das Berufungsgericht habe übersehen, 
daß das enteignete Grundstück wegen seiner Lage "di-
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rekt" an der Heidelberger Landstraße gegenüber den zum 
Vergleich herangezogenen Grundstücken viel höher habe 
bewertet werden müssen * Bereits der Gutachterausschuß 
hat die verkehrsgünstige Lago des Grundstücks, das 
unstreitig in einem Abstand von 4Ö m neben der Heidel­
berger Landstraße verläuft, in seinem Gutachten vom 
21 o März 1963 erwähnt. Daß das Berufungsgericht, das 
seiner Schätzung dieses Gutachten zugrunde gelegt hat, 
diesen Umstand nicht außer acht gelassen hat, ergeben 
bereits die angestellten Preisvergleiche mit Verkäufen 
von Grundstücken aus den Fluren 12, 13 und 14? die das 
Berufungsgericht u.a« gerade mit Bücksicht auf ihre Hä- 
he zu einer Hauptstraße als vergleichbar angesehen hat. 
Daß im übrigen die Lage des Grundstücks im Vergleich 
zu anderen, von der Heidelberger Landstraße entfernter 
liegenden und von dem Berufungsgericht zum Vergleich 
herangezogenen Grundstücken der Flur 20 in dem maßgeben­
den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Grundstücks keine 
besondere werterhöhende Bedeutung gehabt haben kann, 
ergibt sich aus den Feststellungen des Berufungsgerichts, 
nach denen damals eine konkrete Aussioht auf Bebaubar­
keit des Grundstücks in absehbarer Zeit mit Eücksicht 
auf die unverhältnismäßig hohen Brschließungskosten 
nicht bestanden hat.

tä
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Da das Berufungsurteil auch sonst Rechtsfehler 
zum Nachteil der Klägerin nicht erkennen läßt, er­
weist die Revision sich damit als unbegründet und 
muß zurückgewiesen werden.

Die Kosten ihres erfolglosen Rechtsmittels hat 
die Klägerin nach § 97 ZPO zu tragen*

Dr» Pagendarm Dr* Beyer Dr« Hußla

Gähtgens Keßler
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